
Zum Schuljahr 2019/20 verabschiedet sich NRW von der verkürzten Gymnasialzeit.
Die Umstellung auf den neuen Regelfall wird teuer

Von Florian Pfitzner

¥ Düsseldorf. Die angestrebte
Rückkehr zur neunjährigen
Gymnasialzeit (G9) wird in
Nordrhein-Westfalenmehr als
500 Millionen Euro kosten.
Demzufolge häufen sich allein
die Bau- und Ausstattungs-
kosten für die 1.016 zusätzli-
chen Klassenräume auf rund
518,3 Millionen Euro an. Das
geht aus einem Gutachten des
Wuppertaler Instituts für bil-
dungsökonomische For-
schung im Auftrag der Lan-
desregierung hervor.
Zudem entstehen nach An-

gaben des Bildungsministe-
riums jährliche Kosten in Hö-
he von etwa 31Millionen Euro
für den Aufwand im laufen-
denBetrieb, unter anderem für
Schülerfahrtkosten (6,8 Mil-
lionen Euro), Lernmittel
(866.000 Euro) sowie Haus-
meister- oderVerwaltungsstel-
len (4,4Millionen Euro). „Das
sind Mehrkosten, die am En-
dedasLandNRWtragenwird“,

sagte Schulstaatssekretär Mat-
hias Richter.
Das Kabinett hatte im März

die Rückkehr zu G9 ab dem
Schuljahr 2019/20 vereinbart.
Das Gesetz soll noch vor der
Sommerpause verabschiedet
werden. Landesregierung und
Kommunen hatten sich auf die
Erstellung eines Gutachtens

verständigt, um anschließend
über Geld zu verhandeln.
Die Spitzenverbände von

Städten, Gemeinden und Krei-
sen inNRWsprachenvoneiner
„grundsätzlich geeigneten Ge-
sprächsgrundlage“. Vielerorts
müssten Schulen umgebaut,
erweitert oder neu gebaut wer-
den. Vom Land erwarten sie

die vollständige Erstattung der
Mehrkosten für den Umstieg
auf G9. Auf Grundlage des
Gutachtens wollen Städtetag,
LandkreistagsowieStädte-und
Gemeindebund nun weiter an
einer realistischen Kostenab-
schätzung feilenunddannVer-
teilungskriterien festlegen.
Die Autoren des Gutach-

tens haben landesweit alle
Schulleiter und -träger der öf-
fentlichen Gymnasien befragt.
Die Wissenschaftler gehen da-
von aus, dass in NRW sechs
Neubauten nötig werden.
Aus Sicht der Grünen reicht

das kaum aus. Sigrid Beer, bil-
dungspolitischeSprecherinder
Grünen, hält die Angabe für
„unrealistisch“. Angesichts der
regionalen Unterschiede bei
den Baukosten und Erweite-
rungsmöglichkeiten der Gym-
nasien „muss das Gutachten
nun genau ausgewertet wer-
den“, sagte die Abgeordnete
aus Paderborn. Die Landesre-
gierung solle sich schnell mit
den Kommunen einigen.

Nordrhein-Westfalens Schulministerin Yvonne
Gebauer von der FDP. FOTO: DPA
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¥ Bielefeld. Endrunde für die
wortgewandtesten Wissen-
schaftstalente Deutschlands.
Am Montag um 19 Uhr tre-
ten zehn junge Forscherinnen
und Forscher auf der Bühne
der Rudolf-Oetker-Halle in
Bielefeld gegeneinander an.
Das Wissenschaftsbüro von
Bielefeld Marketing organi-
siert in Kooperation mit dem
British Council den interna-
tionalenWettbewerbwieder in
Bielefeld.

¥ Vlotho/Bielefeld. Das Bie-
lefelder Landgericht hat ges-
tern eine 37-jährige Frau we-
gen Vergewaltigung ihres
Sohns zu einer Gefängnisstra-
fe von zweieinhalb Jahren ver-
urteilt. Die Angeklagte hatte
den damals 13 Jahre alten Jun-
gen 2015 in der gemeinsamen
Wohnung in Vlotho sexuell
schwer missbraucht. In der
mehrtägigenGerichtsverhand-
lung hatte sie den Vorwurf ve-
hement bestritten.

¥ Detmold. Die lippische Re-
sidenzstadt erhält ein neues
Wahrzeichen. Ab Mai 2019
wird in der Nähe des Bahnho-
fes ein 26,50Meter hoherWär-
mespeicher-Turm gebaut. Die
Stadtwerke Detmold kalkulie-
ren mit Baukosten von rund
zwei Millionen Euro. Eine ur-
sprünglich geplante Aussichts-
plattform wird es auf dem
Turm nicht geben. Die Stadt-
werke verweisen auf zu hohe
Kosten für einen Fahrstuhl.

¥ Bielefeld. Am Samstag, 12.
Mai, dem internationalen Tag
der Pflege, bietet der Gesund-
heitsladen Bielefeld einen Ser-
vice für pflegende Angehörige
an. Menschen, die Partner, El-
tern oder Kinder pflegen, kön-
nen sich von 9 bis 14Uhr unter
der Nummer 0800 / 404 00 44
über Angebote zur Entlastung
beraten lassen. Die Telefonak-
tion soll den Pflegenden hel-
fen, die bestehenden Angebo-
te zu nutzen.

Neonazis fordern in Bielefeld
Freilassung der Holocaust-Leugnerin

Von Jens Reichenbach

¥ Bielefeld. Die rechtsextre-
me Partei „Die Rechte“ ruft
heute (Christi Himmelfahrt)
unter dem Motto „Freiheit für
Ursula Haverbeck“ zu einem
Protestmarsch vom Bahnhof
Bielefeld-Quelle zum Haft-
haus Ummeln der Justizvoll-
zugsanstalt Senne auf.Dort saß
zuletzt die betagte Holocaust-
leugnerin aus Vlotho ein, die
nach ihrem versäumten Haft-
antritt von der Polizei an ihrer
Heimatanschrift festgenom-
menwordenwar. Stellt sich die
Frage: Darf man an einem
Feiertag für eine rechtskräftig
verurteilte Straftäterin (Urteil:
zwei Jahre Haft wegen Volks-
verhetzung) demonstrieren?
Polizeisprecherin Sonja Reh-
mert antwortet: „Die Bielefel-
der Polizei als Versammlungs-
behörde hat die angemeldeten
demonstrativen Aktionen ge-

prüft und festgestellt, dass kei-
ne Verbotsgründe vorliegen.
Für die Polizei besteht somit
die Pflicht, diese Versamm-
lungen als Ausdruck der ver-
fassungsrechtlich garantierten
Versammlungs- und Mei-
nungsfreiheit zu schützen.“
Das „Bündnis gegen Rechts“
hat zu einer Gegendemo auf-
gerufen. Start ist um 13 Uhr
ebenfalls am Bahnhof Quelle,
Paul-Schwarze-Straße, Ziel ist
die Straße Wolfspfad vor dem
Gefängnis.
Derweil entschied die Lei-

terin der JVA Senne, dass die
89-Jährige nicht für den offe-
nen Vollzug geeignet ist. Nach
ihrem versäumten Haftantritt
bestünde die Gefahr, dass sie
ihren Ausgang zur Flucht nut-
zen könnte. Außerdem beste-
he außerhalb der Gefängnis-
mauern Wiederholungsge-
fahr. Ab sofort sitzt sie daher
im geschlossenen Vollzug.

Zum Auftakt läuteten alle Glocken in der Domstadt. Auch der Streit um die
gemeinsame Kommunion von Ehepartnern beider Konfessionen ist ein wichtiges Thema

Von Lothar Schmalen

¥ Münster. Schon eine Stun-
de vor Beginn der Eröffnungs-
feier klang ein Halleluja durch
die Straßen der Münsteraner
Altstadt. Aus voller Brust san-
gen Tausende Menschen, die
sich bereits auf dem Platz vor
dem ehrwürdigen Paulus-
Dom in Münster versammelt
hatten, die Melodie der Köl-
ner Mundartband „Brings“.
SchonzudiesemZeitpunktwar
klar, die Stadt des Westfäli-
schen Friedens wird bis Sonn-
tag in Zeichen eines großen,
bunten und fröhlichen Glau-
bensfestes stehen.
Dabei ist auf dem101.Deut-

schen Katholikentag mit sei-
nem Motto „Suche Frieden“
ebenso wie in der katholi-
schenKirche selbst längst nicht
alles „Friede, Freude, Eierku-
chen“. Schon in der Eröff-
nungs-Pressekonferenz in der
Halle Münsterland mit Katho-
likentagspräsident Thomas
Sternberg und Gastgeber-Bi-
schof Felix Genn ging es auch
um die großen Probleme der
katholischen Kirche – die
Nichtzulassung von Frauen
zum Priesteramt, den Streit in
der Bischofskonferenz um die
gemeinsame Kommunion von
katholischen und evangeli-
schen Ehepartnern sowie den

dramatischen Priestermangel.
Dabeiwaren sichBischofGenn
und Sternberg, als Präsident
des Zentralkomitees der deut-
schen Katholiken der oberste
Repräsentant der katholischen
Laien in Deutschland einig:
Beide gelten als Befürworter
des Mehrheitsbeschlusses der
Bischofskonferenz, wonach
der gemeinsame Empfang der
Kommunion in besonderen
Fällen erlaubt ist.
Beide dürften mit Interesse

der Rede von Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier
bei der Eröffnungsfeier am
Abend gelauscht haben. Das
Staatsoberhaupt, selbst beken-
nender Protestant, der in einer
konfessionsverschiedenen Ehe

lebt, forderte die Kirchen zu
Offenheit für weiteres ökume-
nisches Zusammenwachsen
auf. „Lassen Sie uns Wege su-
chen, dengemeinsamenchrist-
lichen Glauben auch durch ge-

meinsame Teilnahme am
Abendmahl und der Kommu-
nion zum Ausdruck zu brin-
gen“, sagte Steinmeier und be-
wegte damit Tausende vonZu-
hörern auf dem Domplatz.

Auch Ministerpräsident La-
schet, selbst praktizierender
Katholik, freute sich über den
Katholikentag in Münster. Es
sei der erste seit 88 Jahren. Sein
Motto, „Suche Frieden“ habe
nicht aktueller sein können,
sagte Laschet mit Verweis auf
die Kündigung des Atomab-
kommens mit dem Iran durch
US-Präsident Trump.
Der Beginn des Katholiken-

tags war übrigens in ganz
Münster unüberhörbar. In al-
len Kirchen der Domstadt läu-
teten zur Eröffnungsfeier die
Glocken.Dasgabes zuletzt,wie
Münsters Oberbürgermeister
Markus Lewe weiß, als Fran-
ziskus im Rom zum Papst ge-
wählt wurde.

Münsters Oberbürgermeister Markus Lewe (CDU)
mit dem Münsteraner Bischof Felix Genn. FOTO: DPA

Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier und seine Frau Elke Büdenbender. FOTO: REUTER

Konfessionen in Deutschland
¥ Mit 23,5 Millionen Kir-
chenmitgliedern sind die
Katholiken in Deutschland
die größte Religionsgrup-
pe, sie stellen 28,5 Prozent
der Bevölkerung. Die Pro-
testanten machen 26,5
Prozent aus (22,0 Millio-
nen). Außerdem gibt es 4
Millionen Muslime (4,9
Prozent). Mit 36,2 Prozent

stellen diejenigen, die sich
zu keiner Religion beken-
nen, allerdings die größte
Gruppe. Sie sind in Ost-
deutschland deutlich stär-
ker vertreten als in West-
deutschland. In NRW sind
42 Prozent der Bevölke-
rung katholisch, 28 Pro-
zent protestantisch und 8
Prozent muslimisch. (los)

Zur Eröffnungsfeier des 101. Deutschen Katholikentags in Münster versammelten sich am Abend rund 18.000 Menschen. FOTO: REUTERS

¥ Düsseldorf (fpf). Die Un-
gereimtheiten in der Amtsfüh-
rung der nordrhein-westfäli-
schen Umwelt- und Agrarmi-
nisterin Christina Schulze Fö-
cking (CDU) werden voraus-
sichtlich zu einem Untersu-
chungsausschuss im Landtag
führen. Nach der Kritik an der
Schweinehaltung im familien-
eigenen Mastbetrieb und der
Abschaffung der Stabsstelle
Umweltkriminalität sowie
dem jüngsten Kuriosum eines
angeblichen „Hackerangriffs“,
der sich als technischer Bedie-
nungsfehler entpuppt hat,
„reicht es uns jetzt“, sagte SPD-
Fraktionsvize ChristianDahm.
Bis kommenden Dienstag

werden SPD und Grüne den
Antrag eines Untersuchungs-
ausschusses prüfen. Auch Mi-
nisterpräsident Armin Laschet
(CDU) soll bei der Gelegen-
heit aussagen, so der Her-
forder Abgeordnete Dahm.
SPD und Grüne haben genü-
gend Stimmen, um einen Un-
tersuchungssausschuss imPar-
lament durchzusetzen. Nach
Dahms Worten könnte der
Landtag den Ausschuss frü-
hestens im Juni beschließen.

¥ Oerlinghausen. Zur großen
Vatertagssause auf dem Flug-
platz in Oerlinghausen hatte
die Rock’n’Roll-Band „Beat-
Knights“ eingeladen. Ange-
sichts der jüngsten Wettervor-
hersagen für den Vatertag wird
dasOpen-Air amFlugplatzvon
Donnerstag, 10. Mai, um 14
Uhr verschoben. Neuer Ter-
min ist Samstag, 12. Mai, um
14Uhr.Weitere Infos zurBand
gibt’s online unter

www.beat-knights.de

¥ Stukenbrock. Die Bezirks-
regierungDetmoldwandeltdie
Stand-by-Einrichtung zur
Unterbringung von Geflüch-
teten in Schloß Holte-Stuken-
brock in eine Reservefläche
um. Die Leichtbauhallen wer-
den im Juni abgebaut. Grün-
de für die Entscheidung sind
der Rückgang der Flüchtlings-
zahlensowieÜberlegungenzur
Wirtschaftlichkeit der Einrich-
tung. Die Laufzeit der Reser-
vefläche beträgt ein Jahr.

¥ Düsseldorf (lnw). Es ist
einer derHöhepunkte derKin-
dergartenzeit: Die gemeinsa-
me Übernachtung der Kinder
in der Kita, ohne Eltern und
nur mit Betreuern. Die SPD-
Fraktion im nordrhein-west-
fälischen Landtag befürchtet
nun, dass die beliebten Kita-
Übernachtungsaktionen der
Bürokratie zum Opfer fallen
könnten. In einer Kleinen An-
frageandie schwarz-gelbeLan-
desregierung forderte der Ab-
geordnete Stefan Kämmerling
Klärung. Kämmerling bezieht
sich auf ein Schreiben des
NRW-Bauministeriums an die
Stadt Wuppertal, wonach die
Baugenehmigung Übernach-
tungen in der Kita einschlie-
ßen müsse. Sei das nicht der
Fall, handele es sich bei Über-
nachtungen um eine „geneh-
migungspflichtige Nutzungs-
änderung“.Das zeugevonRea-
litätsferne, erklärte Kämmer-
ling. „Kommunen, Kinderta-
gesstätten und Eltern werden
völlig verunsichert.“
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